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Hemelinger Pioniere: Daniel Schnier und Oliver Hasemann  Foto: jpb

VON JEAN-PHILIPP BAECK

Wenn Daniel Schnier seinen 
Rundgang macht, dann erzählt 
er am laufende Band. Reißt hier 
eine Tür auf, stolpert dort in ein 
Büro: Die Mieter in dem Zwi-
schennutzungsprojekt „Wurst 
Case“ in Hemelingen kennen 
das schon. Seit einem Jahr ha-
ben er und sein Kollege Oliver 
Hasemann nun das ehemalige 
Verwaltungsgebäude auf dem 
brachliegenden Gelände der 
Wurstfabrik Könecke gemietet, 
mittlerweile sind die Räume voll 
ausgelastet.

Ein Hip-Hop-Studio ist mit 
dabei, viele Künstler, Studen-
ten von der HFK, auch sozi-
ale Initiativen, wie die Ambu-
lante Autismushilfe. Es ist ein 
kleiner sozial-kultureller Kos-
mos auf fünf Etagen. Seit Ja-
nuar 2012 stand das Gebäude 
leer, im April 2015 ging es mit 
Wurst-Case los. Ziel war es, das 
Gelände temporär wieder zu be-
leben, Vandalismus, Diebstahl 
und Klimaschäden in dem Ge-
bäude vorzubeugen – und neue 
Nutzungsmöglichkeiten für das 
Areal aufzuzeigen. Die Projekte 
von Schnier und Hasemann zie-
len immer auch auf Stadtent-
wicklung.

In Hamburg hätten die bei-
den deshalb wohl längst den 
Hass linker Gentrifizierungs-
gegner auf sich gezogen, weil sie 
Gegenden „aufwerten“ und so 
etwas dort der Motor für Miet-
steigerungen wäre. Aber Bre-
men ist nicht Hamburg und hier 
in Hemelingen sieht bislang al-
les danach aus, als würde man 
noch ein paar Jahrzehnte war-
ten müssen, bis der erste Soja-
Latte-Laden aufmacht.

Die Diskussionen aber, wie 
das Quartier insgesamt nach 
vorn zu bringen ist, laufen auf 
Hochtouren: Seit die Firma Coca 
Cola ankündigte, den Produk-
tionsstandort in Hemelingen 
womöglich aufzugeben, glaubt 
man in der Quartiersentwick-
lung an ganz neue Möglichkei-
ten. Die Coca Cola-Produktion 
grenzt direkt an die ehemalige 
Wurstfabrik, insgesamt würden 

100.000 Quadratmeter zur Ver-
fügung stehen – auch wenn das 
Wirtschaftsressort noch mit 
Coca Cola um den Verbleib ver-
handelt.

Irgendwo im dritten Stock 
sitzt eine junger Mann mit 
Kapuzen-Pullover an einem 
Schreibtisch neben einem Mann 
in Hemd und Krawatte. Ein Kun-
dengespräch, das sich um 3-D-
Drucker dreht, Hochtechnologie 
und echtes Business. Auch hier 
schneit Schnier hinein, auch das 
scheint kein Problem zu sein. 
Wer im Wurst-Case sein Büro 
hat, weiß wohl, dass es ein biss-
chen anders läuft, und vermut-
lich ist das auch genau der Reiz.

Schnier glaubt nicht, dass sich 
die Gegend so einfach für Wohn-
raum erschließen lässt: Bislang 
gilt das Areal als Gewerbefläche 
und ist eingeschlossen von zwei 
Bahntrassen, nach Hannover 
und Osnabrück. Lärmschutz-
wälle stehen nur auf der abge-
wandten Seite, der Flughafen 
hat hier seine Einflugschneise 
und dann sei da noch die nahe 
Entkoffeinierungs-Fabrik, sagt 
Schnier, die leider nicht nach 
Kaffee, sondern eher nach Fisch-
mehl dufte.

Ob hier ein neues Quartiers-
zentrum entstehen könnte, 

sollte am Montag auch Thema 
im Projektausschuss des He-
melinger Beirats sein. Doch die 
Interessen gehen auseinander. 
Die Stadt wünscht sich günsti-
gen Wohnraum, mögliche In-
vestoren würden wohl eher da-
rauf hoffen, mit hochpreisigen 
Appartements ihren Profit zu 
machen. Und auch der Fabrik-
besitzer Könecke will das Ge-
lände zum maximalen Preis ver-
äußern. Man sei im Gespräch, 
heißt es aus dem Bauressort.

Schnier glaubt, dass es das 
Projekt Wurst Case noch min-
destens zehn Jahre gebe und 
dass es auch in der Entwick-
lung eines möglichen neuen 
Hemelinger Quartiers eine Rolle 
spielen sollte. „Solche Stadtpla-
nung funktioniert nicht von 
oben“, sagt er. Die Nutzer, meint 
Schnier, müssten von Anfang an 

Ideenlabor in Hemelingen
STADTENTWICKLUNG Seit einem Jahr gibt es das Zwischennutzungsprojekt „Wurst Case“ in 
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mit einbezogen werden, ebenso 
die AnwohnerInnen des Stadt-
teils. Nur so könne ein lebendi-
ges Quartier entstehen.

Zwei Räume im Wurt-Case 
sind im Erdgeschoss noch frei, 
aber schon vergeben: Eine Fahr-
radselbsthilfe Werkstatt will 
hier einziehen. Gleich nebenan 
sitzt Uwe M. Arndt. Er war fast 
von Anfang an mit dabei. In zwei 
Räumen macht er Taschen aus 
Recycling-Material, aus Luftmat-
ratzen der 60er-Jahre oder alten 
Turnmatten. Überall liegen Flat-
schen von Stoffen und Gewebe, 
Lötkolben, Nähmaschine, Spezi-
alwerkzeuge. Von der Taschen-
produktion allein kann Arndt 
noch nicht leben, aber Verlust 
macht er auch nicht. Etwas über 
400 Euro zahlt er für seine zwei 
Räume, anderswo könnte er sich 
so eine Werkstatt nicht leisten.

Arndt ist so ein Vertreter aus 
der sogenannten Kreativwirt-
schaft, den Schnier und Hase-
mann aus dem Stadtkern lo-
cken konnten. „Es ist überhaupt 
nicht weit“, sagt der. Höchstens 
20 Minuten fährt die Straßen-
bahn vom Zentrum aus. Ein Ar-
gument, mit dem vielleicht ir-
gendwann einmal auch Mieter 
in das ein neues Wohnquartier 
gelockt werden könnten.

Sozialbetrug: Aufklären, bitte
SUMPF Linke und CDU 
fordern Aufklärung des 
Bremerhavener 
Sozialhilfebetrugs, bei 
dem offenbar hunderte 
Arbeitsverhältnisse 
vorgetäuscht wurden, 
um Sozialhilfe zu 
bekommen 

Die „lückenlose Aufklärung or-
ganisierter Ausbeutungsverhält-
nisse in Bremerhaven“ forderte 
gestern die Fraktion der Linken 
in der Bremischen Bürgerschaft. 
Wie berichtet hat die Polizei die 
Geschäftsräume zweier Vereine 
in Bremerhaven durchsucht, die 
im Verdacht stehen, in großem 
Umfang Arbeitsverhältnisse mit 
bulgarischen ArbeitnehmerIn-
nen vorgetäuscht zu haben –
so dass diese staatliche Hilfen 
beantragen konnten. In weite-
ren Fällen sollen Menschen in 
ausbeuterische Arbeitsverhält-
nisse vermittelt worden seien. 
Nach Angaben eines Sprechers 
der Staatsanwaltschaft wurden 
1.400 Personenakten beschlag-
nahmt. Der Schaden betrage 
mehrere 100.000 Euro. Die Be-
troffenen hätten anscheinend 

dass er aufgrund von polizeili-
chen Erkenntnissen vermute, 
dass „Vermittler und Auftragge-
ber an der allgemeinen Lebens-
situation der Menschen verdie-
nen, indem sie sie in ausbeuteri-
scher Weise beschäftigen“.

Zudem habe der Senat damals 
Präventionsmaßnahmen ange-
kündigt, die eine verstärkte Be-
ratung und Betreuung von bul-
garischen und rumänischen Zu-
gewanderten vorsahen. „Das hat 
ganz offenbar nicht gefruchtet.“

Menschen aus EU-Mitglieds-
ländern, zu denen auch Bulga-
rien und Rumänien gehören, 
hatten in Deutschland erst An-
spruch auf Sozialhilfeleistun-
gen, wenn sie hier bereits ge-
arbeitet haben – daher gingen 
viele Scheinarbeitsverhältnisse 
ein.Ende Dezember entschied 
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Etwa die aus dem türkischen 
Teil Zyperns oder aus der von 
Marokko annektierten Westsa-
hara. Eine derart leidenschaft-
liche Beschäftigung, wie sie an-
tiisraelische Gruppen an den 
Tag legen, findet sich in Bezug 
auf diese Regionen nicht, dabei 
gibt es für Israel durchaus gute 
Gründe für die Präsenz in Tei-
len der Westbank.
Sie wollen „das gängige Israel-
bild als antisemitische Projek-
tion entlarven“. Wie?
Ich zeige, dass dieses Bild grund-
falsch ist. Dass sich der Antise-
mitismus im Antizionismus 
fortsetzt, lässt sich aus der Ge-
schichte, der Ideologie und dem 
regelmäßig verwendeten zwei-
erlei Maß ableiten.
Wie weit kommt man in die-
sem thematischen Minenfeld 
eigentlich noch mit Polemik?
Polemik sollte nur eine Zutat 
sein, als solche stellt sie indes 
eine Art Notwehr gegen die an-
tiisraelischen Zumutungen dar. 
Täte nicht gerade der Auseinan-
dersetzung mit der Politik Isra-
els ein unaufgeregterer Ton gut? 
Die Stimme der Vernunft darf 
sich von Parolen wie „Hamas, 
Hamas, Juden ins Gas!“ auf deut-
schen Straßen nicht einschüch-
tern lassen. Gleichwohl sollte 
der gängige Antizionismus his-
torisch und ideologisch einge-
ordnet und bewertet werden, 
auch wenn dies mitunter zu Auf-
regung führt.
INTERVIEW: KMS

■■ 19.30 Uhr, Kulturzentrum Ku-
koon, Buntentorsteinweg 29

Polemik als Notwehr
BUCHVORSTELLUNG Tilman Tarach präsentiert die 
Neuauflage von „Der ewige Sündenbock“

Sexismus und Gewalt prägen 
den Gangsta-Rap. Indem sie 
SchülerInnen nun Luther-Texte 
in den Hip Hop-Modus transfe-
rieren lässt, erweitert die evan-

gelische Kirche die Palette und 
ermöglicht, Juden und Moslems 
zu dissen sowie Behinderte zu 
haten – VERY HOT: gelegentlich 
freuchte Aussprache, 17 Grad

Das Lutha-Rap-Wetter

taz: Herr Tarach, ist man in 
Bremen besonders antisemi-
tisch? Immerhin initiierte das 
Friedensforum hier eine Boy-
kott-Aktion.
Tilman Tarach: Nein. Der Re-
flex, Juden dürften im West-
jordanland nicht leben, ist ja 
nahezu allgegenwärtig. Denn 
darum geht es den genannten 
Akteuren: Während 20 Prozent 
der israelischen Staatsbürger 
Araber sind, möchte man einem 
zukünftigen Palästinenserstaat 
eine kleine jüdische Minderheit 
nicht zumuten.
Hier ging es um die Siedlun-
gen.
Über die israelische Siedlungs-
politik kann man durchaus 
streiten, aber die Aufgabe der 
Siedlungen und ein bedin-
gungsloser Rückzug der Isra-
elis würde zum jetzigen Zeit-
punkt die Westbank in eine 
Hochburg der Islamisten ver-
wandeln, was nicht nur für Is-
rael gefährlich wäre, sondern 
auch das Leben der dort leben-
den Palästinenser zur Hölle ma-
chen würde. Den Streitern für 
die „palästinensische Sache“ ist 
auch Letzteres gleichgültig. Ih-
nen ist die Existenz Israels ein 
Dorn im Auge.
Nun ist das Friedensforum ja 
ein eher unbedeutender Ak-
teur. Wird da aus einer Mücke 
ein Elefant gemacht?
Möglicherweise. Besorgniserre-
gender ist jedenfalls der Antizio-
nismus aus der Mitte der Gesell-
schaft, der solche grotesken Ak-
tionen erst möglich macht.
Ist die Entscheidung der EU, 
Waren aus den besetzten Gebie-
ten zu kennzeichnen, ebenfalls 
antisemitisch?
Ja, denn andernfalls müssten 
Produkte aus zahlreichen ande-
ren Regionen ebenfalls gekenn-
zeichnet werden.
Welche meinen Sie?

In Hemelingen sieht 
alles danach aus, als 
wird man noch ein 
paar Jahrzehnte 
warten müssen, bis 
der erste Soja-Latte-
Laden aufmacht

Tilman Tarach

■■ Jurist und 
Autor des 
Buches „Der 
ewige Sünden-
bock“.

das Bundessozialgericht nach 
langem Rechtsstreit, dass auch 
bereits arbeitssuchende EU-An-
gehörige Anspruch auf Sozial-
hilfe haben.

In dem Bremerhavener Fall 
hatte das dortige Jobcenter An-
zeige erstattet, nachdem sich die 
Arbeitslosenmeldungen von Be-
schäftigten der im Verdacht ste-
henden Vereine „Agentur für Be-
schäftigung und Integration“ 
sowie „Gesellschaft für Familien 
und Gender Mainstreaming“ ge-
häuft hatten.

Der Geschäftsführer beider 
Vereine kandidierte 2007 auf 
der Liste der SPD für die Bremer-
havener Stadtverordnetenver-
sammlung. Sein Sohn sitzt für 
die SPD im Landesparlament.

Die CDU Bremen will jetzt, 
dass der Fall in der nächsten Par-
lamentssitzung im Rahmen ei-
ner aktuellen Stunde behandelt 
wird. VV

einen Teil der erschlichenen 
Leistungen an die Vereine ab-
geben müssen.

Er verstehe nicht, warum erst 
jetzt „dieser Sumpf“ trocken ge-
legt worden sei, sagt der Bremer-
havener Linken-Abgeordnete 
Nelson Janßen. Bereits im März 
2014 habe der Senat mitgeteilt, 
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Dienstag, 19. April, 19 Uhr
Kulturzentrum Lagerhaus, Schildstraße 12-19, Bremen

Eintritt frei

Verdeckte Ermittlerinnen in der linken Szene
Innerhalb von einem Jahr wurden in Hamburg zwei
Polizistinnen enttarnt, die unter falscher Identität in linken
Zentren wie der Roten Flora ein- und ausgegangen waren.
Sie waren teilweise in illegale Aktionen involviert und
hatten sich enge Freundschaften erschlichen. Welche
rechtlichen Grenzen hat diese umstrittene Polizeipraxis?
Und zieht sie politische Folgen nach sich?

Wir diskutieren mit:
Felix Lösing, Aktivist, betroffen vom Spitzeleinsatz
von Maria B.
Michael Dandl, Aktivist, wurde in Heidelberg von
Simon B. bespitzelt
Ingeborg Zerbes, Professorin für Strafrecht der
Universität Bremen

Moderation: Katharina Schipkowski, taz.nord
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